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Das Jahr 1990 wird als ein geschichtsträchtiges auch in die EPZ eingehen: die
vom Europäischen Rat im Juni beschlossene Umwandlung der EG in eine Politi-
sche Union, "die auch eine gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik umfaßt"1,
beinhaltet nach allgemeiner Auffassung einen Qualitätssprung, der das "Gesicht"
der bisherigen EPZ sichtbar verändern wird. Zwar blieben die neuen Konturen
der GASP in den vergangenen Monaten noch verschwommen und erschienen
zunächst als eher zusammenhanglose Einzelvorschläge verschiedener Regierun-
gen , der EG-Kommission und des Europäischen Parlaments , dennoch zeichne-
te sich in den Beratungen der Persönlichen Beauftragten der Außenminister,
deren eigener Sitzungen sowie in den Treffen des Europäischen Rates, insbeson-
dere in der zweiten Jahreshälfte, ein bemerkenswerter, von der überwiegenden
Mehrheit der zwölf Regierungen getragener politischer Wille zu substantiellen
Reformvorschlägen ab. Als konzeptionell neue und über das gegenwärtig beste-
hende Vertragswerk hinausgehende Elemente fallen besonders auf6:
— eine an den "wesentlichen gemeinsamen Interessen" der Mitgliedstaaten

orientierte Definition der Reichweite der kollektiven und an bestimmte Ent-
scheidungsprozeduren gebundene Außenpolitik in Abgrenzung zu weiterhin
national zu vertretenden Interessen und in Anerkennung "besonderer Bezie-
hungen" einzelner Partnerländer zur Außenwelt. Als mögliche Themenfelder
werden u. a. genannt: Waffenexporte, Nonproliferation; Rüstungskontrolle und
Vertrauensbildende Maßnahmen — insbesondere im Rahmen der KSZE, frie-
denssichernde Missionen im Rahmen der UN;

— die Überwindung der auch von EPZ-Beteiligten mehr und mehr als künstlich
empfundenen Trennung der politischen, wirtschaftlichen und militärischen
Aspekte der europäischen Sicherheit, wobei die endgültige Formulierung einer
solchen verteidigungspolitischen Perspektive der Politischen Union und deren
Verhältnis zu NATO und WEU weiterer Präzisierung bedürfen und Wider-
stände seitens Großbritanniens und der Niederlande zu beseitigen hat;

- die Aufwertung der Rolle des Europäischen Rates als zentrale Leitungsinstanz,
die die Grundlinien der GASP inhaltlich vorgibt, wobei den Entscheidungen
der Staats- und Regierungschefs das Konsenserfordernis zugrunde liegt;

- die Schaffung eines dem Kohärenzgebot eines einheitlichen internationalen
Auftretens der EG-Europäer besonders verpflichteten Entscheidungszentrums
in Form des Rates der Außenminister. Hierbei handelt es sich um das Fest-
schreiben einer seit 1989/90 mehr und mehr geübten Praxis, einen Beratungs-
gegenstand — etwa die Beziehungen zu den osteuropäischen Staaten oder die
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Golf-Krise — in allen seinen "gemeinschaftlichen" wie EPZ-relevanten Teilen
als eine Einheit zu erörtern unter gleichzeitiger Einbeziehung der jeweils
sektoriell zuständigen vorbereitenden Gremien und ohne dogmatisches Tren-
nen von Tagesordnungspunkten, Sitzungsordnung usw.;

— die — freilich erst allmähliche — Ablösung des Konsenserfordernisses durch
Mehrheitsbeschlüsse. Sie speist sich aus einem allgemeinen Bedürfnis nach
effizienteren Aktionsmöglichkeiten der Zwölf, ist in ihrer konkreten Ausfor-
mung allerdings noch klärungsbedürftig. Mehrheitsentscheidungen gemäß Art.
148 EWGV erscheinen dabei einigen Regierungen als für die Außenpolitik zu
weitgehend. Favorisiert werden daher Modelle, die für einen Beschluß wenig-
stens die Zustimmung von zwei Dritteln der Beteiligten fordern und nur auf
genau abgegrenzte Maßnahmen verstanden als Implementation zuvor auf dem
Konsensweg gefaßter Entscheidungen Anwendung finden;

— eine weitere Aufwertung der EG-Kommission, die sich an einem eigenen
Initiativrecht für außenpolitische Belange festmachen läßt, wobei dieses dem
der übrigen EPZ-Teilnehmer entspricht und nicht dem Ausschließlichkeits-
charakter im EG-Verfahren beanspruchen kann;

— eine immer engere institutionelle Verzahnung von EPZ- und EG-Gremien auf
administrativer Ebene, als deren sichtbarster Ausdruck das Aufgehen des EPZ-
Sekretariats im Generalsekretariat des Rates gilt. Hierbei dürfte es sich jedoch
nicht um ein Schließen der Pforten des ersteren handeln; zu denken ist viel-
mehr an die Integration des bisher bewährten Stabes in den Ratsapparat unter
Beibehaltung der EPZ-Spezifika (z.B. Besetzung mit Diplomaten aus den
nationalen Außenministerien auf Rotationsbasis).

Ungeachtet der im Rahmen der Regierungskonferenz zur Politischen Union für
1991 noch zu erwartenden zähen Verhandlungen über die Details der beabsichtig-
ten EPZ-Reform kann für 1990 ein im Vorjahr noch nicht sichtbarer8 politischer
Wille zu qualitativen Fortschritten einer gemeinsamen Außen- und Sicherheits-
politik konstatiert werden. Dieser basiert auf der Erkenntnis eines durch EG-
interne wie externe Faktoren bedingten "Machtgewinns" der Gemeinschaft und
ihrer Mitgliedstaaten sowie neuer Verantwortlichkeiten in der Weltpolitik, für
deren Wahrnehmung entsprechende Handlungsmöglichkeiten geschaffen werden
müssen.

Als Auslöser gelten dabei insbesondere folgende Motivbündel :
— die weitgehend planmäßige Verwirklichung des Binnenmarktprogramms, die

Fortschritte bei der Errichtung der Wirtschafts- und Währungsunion sowie die
erfolgreiche Umsetzung der institutionellen Neuerungen seit der EEA;

— die Attraktivität der EG/Zwölf als "Anker" politischer Stabilität und wirtschaft-
lichen Wohlstands nicht nur aus Sicht der Staaten Zentral- und Osteuropas,
sondern auch aus dem Kreis der EFTA-Länder und des Mittelmeerraumes;

— die nach offizieller Lesart11 von den Zwölf als Meilenstein für die Zusammen-
arbeit und Stabilität im künftigen Europa gewürdigte, von einigen EG-Partnern
jedoch auch mit einer gewissen Sorge betrachtete deutsche Einheit;
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— die seit 1989 von amerikanischer Seite verstärkt geforderte Übernahme welt-
weiter Verantwortung durch das Europa der Zwölf in neuer Partnerschaft mit
den Vereinigten Staaten;

— die Erfolge wie Fehlleistungen des europäischen Handelns in der Golf-Krise
1990/91 ^

Wie Umfragen in den vergangenen Monaten zeigen , findet die Weiterentwick-
lung der EPZ breiten Rückhalt in der öffentlichen Meinung der EG-Länder: So

. sprachen sich zwei Drittel aller Befragten für eine Sicherheits- und Verteidigungs-
politik der Politischen Union aus , wobei dies auch für die Mehrheit im neutra-
len Irland gilt, während sich Befürworter (45%) und Gegner (40%) lediglich in
Dänemark fast die Waage hielten. Knapp 70% waren ferner der Meinung, die
außenpolitischen Interessen könnten wirksamer auf europäischer als auf nationa-
ler Ebene verfolgt werden15. Konsequenterweise erhielt die europäische Politik in
der Golf-Krise einen beachtlichen Rückhalt in der Bevölkerung : Mehr als 90%
befürworteten die EG-Hilfe für die Flüchtlinge, mehr als 70% die Wirtschafts-
sanktionen. Verglichen mit der gelegentlich heftigen und zum Teil ungerechten
Medienschelte für das europäische "Profil" im Golf-Konflikt, glaubten 1990
immerhin knapp 70% der EG-Bürger, dieser könne durch gemeinsame europäi-
sche Beiträge gelöst werden .

Die Golf-Krise — ein Spiegelbild der Leistungsfähigkeit der europäischen Außenpolitik
wie ihrer Grenzen

Die Invasion des Irak in Kuwait war das beherrschende Thema der EPZ-Treffen
in der zweiten Jahreshälfte 1990. Anders als in früheren Krisenfällen funktionierte
der EPZ-Abstimmungsmechanismus zu Beginn der italienischen Präsidentschaft18,
so daß die Zwölf noch vor der ersten Entschließung des UN-Sicherheitsrates in
der Lage waren, ihre gemeinsame Haltung festzulegen. Diese enthielt eine in der
Folgezeit regelmäßig bekräftigte Verurteilung des irakischen Vorgehens, gepaart
mit weitreichenden Sanktionsmaßnahmen wirtschaftlicher Art, einer uneinge-
schränkten Unterstützung der Beschlüsse des UN-Sicherheitsrates sowie — unter
Rückgriff auf nationale wie Gemeinschaftsinstrumente — konkreter Hilfsmaßnah-
men für die von dem Konflikt unmittelbar betroffenen Menschen und Länder19.
Letztere beinhalteten etwa die Finanzierung von Rückführungsaktionen (z.B.
Luftbrücke) ägyptischer Arbeiter aus Irak und Kuwait sowie längerfristig angeleg-
te wirtschaftliche und finanzielle Stützungsprogramme für die vom Konflikt am
stärksten betroffenen Länder Ägypten, Jordanien und Türkei. Hierbei kam es
allerdings zu — auch in anderen Fällen einer Kopplung von EPZ-Grundsatz-
beschlüssen und gemeinschaftlichen/nationalen Instrumenten bereits bekannten -
Meinungsverschiedenheiten, die die Umsetzung verzögerten und damit die Glaub-
würdigkeit der europäischen Politik in den Augen der potentiellen Empfänger
nicht notwendigerweise förderten. Schwierigkeiten machte nicht nur das griechi-
sche Beharren, die für die Türkei bestimmten Mittel auf Darlehensbasis zu
vergeben, sondern auch Kompetenzrangeleien zwischen Rat und Kommission über
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die Aufteilung der aus den nationalen bzw. dem EG-Haushalt zu finanzierenden
Teile der geplanten Hilfe sowie Meinungsverschiedenheiten zwischen Rat und EP
über die Deklaration und Bereitstellung der Gemeinschaftsgelder.

Besondere Betroffenheit löste im Kreis der Zwölf die Politik Saddam Husseins
aus, EG-Bürger als menschliche Schutzschilde an strategisch wichtigen Einrichtun-
gen gefangen zu halten. Gleiches galt für die gewaltsamen Übergriffe seiner
Truppen auf die diplomatischen Vertretungen der EG-Länder in Irak und Kuwait.
Einigkeit bestand darin, daß das derart illegale Handeln des Irak gegenüber
einzelnen Partnern — insbesondere Frankreich — als ein solcher Akt gegenüber
allen Mitgliedstaaten interpretiert wurde und entsprechende diplomatische
Retorsionsmaßnahmen zur Folge haben würde. Hierunter fielen etwa die im
September beschlossene Ausweisung des Militärpersonals an den Botschaften des
Irak in den EG-Ländern sowie die Einschränkung der Bewegungsfreiheit des
übrigen Botschaftspersonals. Ferner beschlossen die Zwölf, daß die noch offenen
Botschaften der Mitgliedstaaten den Schutz von EG-Bürgern, deren Regierungen
nicht mehr über funktionierende Missionen verfügten, übernehmen sollten. Ging
in diesen Angelegenheiten die kollektive EPZ-Diplomatie noch weitgehend Hand
in Hand mit jener der betroffenen Regierungen, so wurde die Geschlossenheit der
Zwölf in der Geiselfrage ab November durch nationale Alleingänge zusehends
aufgeweicht. Paris war schon bald nach Ausbruch der Krise in einen entsprechen-
den Verdacht geraten, wies diesen jedoch in der EPZ als unbegründet zurück und
unterstützte die von den Staats- und Regierungschefs bei ihrem Sondertreffen in
Rom Ende Oktober bestätigte EPZ-Marschroute20, wonach jede Regierung davon
absehen wollte, eigene Emissionäre in Verhandlungen mit dem Irak zu schicken
und stattdessen auf Verhandlungen von UN-Vertretern baute. Deutlich verstimm-
ter reagierten einige EG-Länder, darunter insbesondere Großbritannien und
Belgien, auf die Tatenlosigkeit der Bundesregierung gegenüber der von Alt-
Bundeskanzler Brandt angekündigten Irak-Reise. Diese war sogar Anlaß für ein
Sondertreffen der Außenminister in Rom, bei dem die von Außenminister
Genscher eingeschlagene Offensivstrategie, wonach die Brandt-Mission die
Freilassung aller westlicher Geiseln zum Ziel habe, auf die zumindest intern
deutlich artikulierten Vorwürfe einer Mißachtung des acquis stieß. Nach außen
drangen freilich versöhnlichere Töne, die die bisherigen Grundsätze bekräftigten
sowie intensivierte Kontakte der Zwölf mit den Maghreb-Staaten und der Bewe-
gung der Blockfreien zur Bewältigung der Geiselproblematik ankündigten.

Meinungsverschiedenheiten gab es ferner darüber, ob und wie die Zwölf im
Vorfeld des am 15. Januar 1991 ablaufenden UN-Ultimatums handeln sollten, um
einen Golf-Krieg doch noch zu verhindern. Die vor allem aus Italien, Frankreich
und Spanien bestehenden Befürworter sichtbarer Aktionen — etwa in Form eines
Treffens mit dem irakischen Außenminister oder eigener europäischer Friedens-
pläne zur Beilegung des Konflikts, wie sie etwa von Frankreich präsentiert wurden
— stießen auf eine von Großbritannien und den Niederlanden angeführte "Front",
die mit Rücksicht auf den amerikanischen Verbündeten alles vermeiden wollte,
was in Washington als ein Auseinanderfallen der westlichen Solidarität hätte
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interpretiert werden können. Der für alle akzeptable Konsens sah infolgedessen
ein Gesprächsangebot an den Irak erst nach entsprechenden Kontakten zwischen
Washington und Bagdad vor^ ; hinsichtlich der französischen Vorschläge zur
Beilegung des Konflikts erforderte die Konsensfindung Abstriche insbesondere an
der auch vom Irak vertretenen Verknüpfung der Golf-Krise mit dem arabisch-
israelischen Konflikt. Vor diesem Hintergrund überrascht es nicht, daß die franzö-
sische Regierung — seit jeher auf ein eigenes Profil im Nahen und Mittleren
Osten bedacht — vermehrt neben dem EPZ-Rahmen agierte. Geschah dies — wie
bei der Präsentation des französischen Friedensplans für den Golf im UN-Si-
cherheitsrat im Januar 1991 — gänzlich isoliert von den EPZ-Partnern, gerade
auch jenen, die wie Großbritannien und Belgien zur gleichen Zeit im Sicherheits-
rat saßen — dann offenbarten sich die Schwachstellen der EPZ umso deutlicher.
Die Folge war einmal mehr der Ruf nach größerer Verbindlichkeit des bestehen-
den Vertragswerks und eine neu einzuführende ausdrückliche Konsultationspflicht
für die Beratungen im UN-Sicherheitsrat22.

Absprachen der EG-Länder über deren militärisches Engagement in der Golf-
Krise waren nicht Gegenstand der EPZ-Beratungen. Sie fanden wegen der
bekanntermaßen begrenzten Reichweite von Art. 30 EEA in Fragen der europäi-
schen Sicherheit und Verteidigung in anderen Gremien statt23.

Die EPZ-Tagesordnung im Überblick —Erweiterung und Vertiefung

Wenngleich die Golf-Krise über weite Strecken die EPZ-Treffen dominierte, so
war sie keineswegs das einzige Thema, auch nicht das allein kontrovers diskutier-
te. Wie bereits die folgende Übersicht deutlich macht, hat 1990 eine weitere Aus-
differenzierung der Beratungsgegenstände stattgefunden. Sie wird darüber hinaus
durch die Aufnahme von internationalen Ereignissen in die internen Beratungen
unterstrichen, die — wie etwa im Falle Jugoslawiens — (noch) nicht öffentlich
kommentiert werden sollten oder konnten.

Wie bereits in den Vorjahren waren auch 1990 der Nahostkonflikt, insbesonde-
re die israelische Siedlungspolitik und die Lage in Südafrika "Dauerbrenner" der
EPZ-Politik. Basierend auf dem bekannten acquis setzten die Zwölf ihre Bemü-
hungen um verbesserte Lebensbedingungen für die Bevölkerung in den von Israel
besetzten Gebieten fort. Erwähnenswert ist hierbei insbesondere die Entscheidung
des Europäischen Rates26, einen EG-Vertreter zu bestellen, der vor Ort für die
Durchführung der EG-Programme verantwortlich sein soll.

Die vom südafrikanischen Präsidenten de Klerk 1990 betriebene Reformpolitik
veranlaßte die Zwölf zu einem Überdenken ihres bisherigen Kurses. Großbritan-
nien, unterstützt von Portugal, präsentierte sich einmal mehr als die treibende
Kraft, Lockerungen des Systems der Apartheid mit einem Verzicht auf die seit
Mitte der 80er Jahre geltenden restriktiven europäischen Maßnahmen zu beloh-
nen. Da die EPZ-Mehrheit jedoch mit weitaus größerer Zurückhaltung auf die
südafrikanischen Vorhaben reagierte, gestaltete sich die Konsenssuche schwie-
rig27. So waren zwar alle bereit, als eine erste Geste anläßlich der von den Zwölf
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Übersicht: Veröffentlichte Stellungnahmen der EPZ 1990
Schlußfolgerungen!Erklärungen des Europäischen

(einschließlich der
Rates und der im

Rahmen des politischen Dialogs mit Drittstaaten/'Staatengruppen ver-
abschiedeten Texte

Thema

Albanien
Angola
Angola/Mosambik
Antisemitismus, Rassismus und Fremdenfeindlichkeit
Argentinien
Äthiopien
9. Bericht über die Anwendung des Verhaltenskodex für Unternehmen

in der EG mit Tochtergesellschaften in Südafrika
Bericht über die EPZ-Aktivitäten an das Ministerkomitee des Europa-

rates
Beziehungen zu ASEAN
Beziehungen zum Golf-Kooperationsrat
Beziehungen zu Kanada
Beziehungen zur Rio-Gruppe
Beziehungen zu den Vereinigten Staaten
Beziehungen zu den zentralamerikanischen Staaten und Panama
Birma
China
Deutsche Einheit
El Salvador
Gemeinsame Erklärung der Zwölf und der Sowjetunion zur Golf-Krise
Golf-Krise (Irak/Kuwait)
Guatemala
Haiti
Hörn von Afrika
Indien/Pakistan
Indonesien
Irak (Hinrichtung von F. Bazoft; chemische Waffen)
Iran (Erdbeben; Normalisierung der Beziehungen zur EG)
Kambodscha
Kolumbien
KSZE
Libanon
Liberia
Litauen
Memorandum zur Rede des EPZ-Vorsitzenden in der UN-Generalver-

sammlung v. 25.9.1990 über die Politik der Zwölf
Menschenrechte (einschl. Memorandum zu den im Rahmen der EPZ

1989/90 unternommenen Maßnahmen)
Mosambik
Nahostkonflikt (insbes. Politik Israels)
Namibia
Nepal
Nicaragua

Anzahl der Texte

1
1
2
1
1
5
1

1

1
1
1
1
3
1
3
1
2
1
1

12
1
2
1
2
1
2
2
3
3
4
3
3
3
1

2

1
9
3
1
1
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Nichtverbreitung von Kernwaffen
Nigeria
Peru
Philippinen
Politische Union (Revision der EPZ)
Ruanda
Rumänien
Senegal/Mauretanien
Somalia
Sri Lanka
Südafrika
Terrorismus
UdSSR (Rücktritt des sowj. Außenministers)
Zentral- und Osteuropa
Zypern

gesamt

1
1
1
1
2
1
1
1
2
1
8
1
1
2
2

115

unzähligen Male geforderten und im Februar 1990 schließlich erfolgten Freilas-
sung Nelson Mandelas die seit Jahren unterbrochene kulturelle und wissenschaft-
liche Zusammenarbeit mit Südafrika wieder aufzunehmen; keine Zustimmung
fand hingegen zu diesem Zeitpunkt die ebenfalls von London gewünschte — und
ungeachtet des EPZ-acquis von der britischen Regierung dann auch einseitig
vollzogene Aufhebung des Verbots von Neuinvestitionen in Südafrika. Sie
erfolgte erst im Dezember 1990. Insbesondere auf dänischen, holländischen und
irischen Widerstand hin blieben jedoch die übrigen restriktiven Maßnahmen in
Kraft. Allerdings verständigten sich die Zwölf, ihr seit Mitte der 80er Jahre
ebenfalls bestehendes Hilfsprogramm (positiver Maßnahmen) an die Veränderun-
gen des "neuen" Südafrika anzupassen .

Bei den in einer solchen Übersicht notwendigerweise äußerst selektiven Hin-
weisen auf den EPZ-acquis zu einzelnen Problemfeldern verdienen schließlich
folgende weitere Beschlüsse der Zwölf Beachtung: nach jeweils langwierigen
internen Verhandlungen verständigte man sich auf eine weitgehende Normalisie-
rung der Beziehungen zu China und dem Iran, die im Vorjahr als Antwort auf das
Verhalten jener Regierungen eingefroren worden waren . Wortführer schneller
positiver Signale waren hierbei die großen EG-Länder, die um ihre Chancen auf
den Märkten Pekings und Teherans fürchteten. Bestehen blieb 1990 allerdings das
Verbot von Rüstungsexporten und der militärischen Zusammenarbeit" . Ferner
versäumten es die Zwölf nicht, im Falle Chinas weiterhin auf die Achtung der
Menschenrechte zu pochen und deshalb bei der chinesischen Regierung vorstellig
zu werden .

Auch gegenüber den Staaten in Osteuropa setzten die EG-Europäer ihre
Strategie einer verschiedene Instrumente bündelnden Politik fort. Zu erwähnen
ist dabei insbesondere das in der Menschenrechtspraxis des Ceau§escu-Regimes
orientierte Versagen bzw. nach dessen Beseitigung das Angebot eines Koopera-
tionsabkommens zwischen der EG und Rumänien sowie eine Einbeziehung des
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Landes in die Hilfe der Gruppe der 24. In dieser Frage bedurfte es einer eben-
falls längere Zeit in Anspruch nehmenden Harmonisierung einer "Südschienen"-
Position, die vor einer Isolation Rumäniens warnte und einer von Großbritannien

in

bestimmten, zur Vorsicht mahnenden "Nordschiene .

Anmerkungen
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